
Informationen zum Umgang mit unentschuldigtem Fehlen 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(aus: Protokoll der Dienstbesprechung vom 13.03.2017, S. 4)  

 
 
 
"Bei unentschuldigten Unterrichtsversäumnissen ist die Schule verpflichtet, folgende Maßnahmen zu 

ergreifen: [...] 
 
3.3.2.2 Bei unentschuldigtem Fehlen im Unterricht oder verbindlichen Schulveranstaltungen (1.1) sind 
die Erziehungsberechtigten bereits bei der ersten ungeklärten Fehlzeit zu informieren. Es ist ein 
Gespräch mit den Erziehungsberechtigten zu suchen, um über den Sachverhalt aufzuklären und 
mögliche Ursachen des Fehlens zu klären. Gegebenenfalls ist ein Beratungsgespräch auch unter 
Beteiligung des schulischen Beratungs- und Unterstützungssystems (Beratungslehrkräfte, soziale 
Arbeit in Schulen, sozialpädagogische Fachkräfte) anzubieten. Kommt kein telefonischer oder 
persönlicher Kontakt zustande, sind die Erziehungsberechtigten schriftlich über den Sachverhalt zu 
informieren. 
 
3.3.2.3 Setzt sich das unentschuldigte Fehlen weiter fort (spätestens bei drei unentschuldigten 
Versäumnissen nach 1.1 innerhalb von 10 Schulbesuchstagen), wird in einem erneuten 
Kontaktversuch und per Anschreiben darauf hingewiesen, dass über weiteres unentschuldigtes 
Fernbleiben vom Unterricht oder verbindlichen Schulveranstaltungen umgehend das 
Ordnungs- und das Jugendamt informiert werden. 
 
3.3.2.4 Bei Fortsetzung des schulverweigernden Verhaltens erfolgt neben einer weiteren 
pädagogischen Lösungssuche nach Möglichkeit unter Einbezug des öffentlichen örtlichen Trägers der 
Kinder- und Jugendhilfe eine umgehende Information über die erfolgten Schulpflichtverletzungen 
an das Ordnungsamt und das Jugendamt. Dies gilt auch für alle weiteren Fälle des 
unentschuldigten Fehlens. 
 
3.3.2.5 Kann aus pädagogischen Gründen der unter 3.3.2 vor gegebene Verfahrensablauf nicht 
eingehalten werden, kann im Einzelfall auch eine umgehende Information des Ordnungsamtes 
erfolgen."  
 

(aus: Ergänzende Bestimmungen zum Rechtsverhältnis zur Schule und zur Schulpflicht  
hier: §§ 58 bis 59a, §§ 63 bis 67 und § 70 Niedersächsisches Schulgesetz (NSchG) 

RdErl. d. MK v. 1.12.2016 – 26 - 83100 (SVBl. 12/2016 S. 705) - VORIS 22410, Hervorhebungen ergänzt)  
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